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Zusammenfassung:

Die in der Verantwortung für mögliche Kinder begründete Verhinderung einer Empfängnis ist keine unerlaubte Empfängnisverhütung.
Peter Knauer

Aus Verantwortung für das Kind

»Humanae vitae« nach einem Jahr weiterhin umstritten
Zum Jahrestag der Enzyklika Humanae vitae schreibt Ermenegildo Lio, Konsultor der Glaubenskongregation, im Osservatore Romano, der Widerstand, den die Enzyklika erfahren habe, sei letztlich in der »neuen Moral« innerhalb der katholischen Kirche begründet. Die Enzyklika spreche sich aber deutlich gegen jeden Relativismus in dieser Frage aus. Deshalb habe kein Theologe das Recht, sich ihr zu widersetzen. Weitere Untersuchung und Vertiefung sei zwar notwendig, Widersetzlichkeit aber falsch. In folgendem greifen wir noch einmal die Problematik der Enzyklika auf.

I

m vergangenen Jahr, am 28. Juli, veröffentlichte Paul VI. die Enzyklika »Humanae vitae« über die Geburtenregelung. Man muß über ein Jahrhundert in der Kirchengeschichte zurückgehen, um im »Syllabus« von 1864 auf ein Dokument zu stoßen, das in der ganzen Welt eine ähnlich zwiespältige Aufnahme gefunden hat. Pius IX. verurteilte darin unter anderem den Satz: »Der römische Papst kann und soll sich mit dem Fortschritt, dem Liberalismus und dem modernen Staat aussöhnen...« Damals schrieb der französische Bischof Dupanloup von Orleans in aller Eile einen Kommentar, der die so mißverständlichen Sätze des »Syllabus« in ihren richtigen Zusammenhang zu stellen suchte: »Mit dem Guten in der modernen Zivilisation braucht sich der Papst gar nicht zu versöhnen, da er es stets nur ermutigt hat; und mit dem, was an ihr schlecht ist, ist eine Versöhnung selbstverständlich unmöglich.« Zeitgenossen haben die Wirkung dieser Broschüre als eine wahre Befreiung empfunden. Die erste Auflage war bereits nach zwei Stunden verkauft. Ihre Interpretation wurde auch später von Rom nicht desavouiert.

Für die Enzyklika »Humanae vitae« gab es bisher keinen solchen Kommentar, dem es gelungen wäre, die Vieldeutigkeit ihrer scheinbar so klaren Aussagen aufzuweisen und auf sie das von Sixtus IV. (+ 1484) formulierte Prinzip für die richtige Interpretation lehramtlicher Aussagen anzuwenden: »Die rechte theologische Methode verlangt, eine Verlautbarung, die sich als mehrdeutig erweist, in dem Sinn zu interpretieren, in dem sie zur Wahrheit gelangt.« Vielmehr hat sich die Diskussion um die Enzyklika sehr bald auf die Frage nach den Grenzen des Lehramtes verlagert. Vielleicht ist es dennoch nicht zu spät, im folgenden eine sachliche Neuinterpretation zu versuchen, die sich als eine Alternative zu den bisherigen Stellungnahmen versteht.
Der Papst stellt für den rechten Gebrauch der Ehe ein Grundkriterium auf: Eheliche Liebe muß auch in jedem einzelnen Akt offen sein für die Weitergabe des Lebens. Wenn Eheleute vor ihrem Gewissen überzeugt sind, auf eine Weitergabe des Lebens verzichten zu müssen, dann dürfen sie nach seiner Auffassung nur in den »von Natur aus« unfruchtbaren Tagen miteinander verkehren. Die Gegner der Enzyklika werfen diesem Postulat einen falschen Naturbegriff vor. Rein biologische Sachverhalte wie der Zyklus der Frau können nicht als solche Norm der Sittlichkeit sein.
D

emgegenüber besagt der richtige Naturbegriff in der Moral, daß man der Wirklichkeit gerecht werden und sich deshalb an jeweils vorgegebenen Normen orientieren müsse. Wer zum Beispiel in einem Wirtschaftsunternehmen auf die Dauer Gewinn machen will, muß ständig zu den notwendigen Investitionen bereit sein. Er muß gerade um des Gewinnes willen immer auf einen Teil des Gewinnes verzichten. Wenn er nicht investiert, untergräbt er auf die Dauer sein eigenes Ziel. Deshalb ist das Gewinnstreben für die Unterlassung von Investitionen kein »entsprechender« Grund, sondern es liegt hier ein innerer Widerspruch vor. Das ist eine objektive Gesetzmäßigkeit, und wer sie in der Betriebsführung außer acht läßt, handelt unsachgemäß, nicht der »Natur« der Sache entsprechend. Es ist dies das erste Prinzip der gesamten Moral: Der Verzicht auf einen Wert ist dann moralisch geboten, wenn und in dem Maße, als es im Gesamtzusammenhang gerade um der Entfaltung dieses selben Wertes willen notwendig ist. Umgekehrt ist die Preisgabe eines Wertes immer dann un​zulässig, wenn sie keinen im eben erläuterten Sinn »entsprechenden« Grund hat.
Diese Einsicht kann, so meinen wir, in ihrer formalen Struktur auf das Grundprinzip der Enzyklika angewandt werden.

Bereits in der Enzyklika selbst wird die Offenheit der ehelichen Liebe für die Weitergabe des Lebens in einem umfassenden Sinn bestimmt, der nicht nur das Entstehen neuen Lebens, sondern auch die Sorge für seine Erhaltung und Entwicklung einschließt. Die Enzyklika zitiert dafür (Nr. 8) die ganzheitliche Sicht der Pastoralkonstitution Gaudium et Spes: »Ehe und eheliche Liebe sind ihrem Wesen nach auf Zeugung und Erziehung von Nachkommenschaft ausgerichtet« (ebd. 50). Das heißt aber — und darin besteht unser entscheidendes Argument —, daß die Zeugung eines Kindes, für dessen angemessene Erziehung die Eltern aus irgendeinem Grunde nicht aufkommen können, im Widerspruch zu eben dieser Ausrichtung steht. Einem solchen Akt fehlt die wirkliche Offenheit auf Weitergabe des Lebens. Er ist verantwortungslos gegenüber dem Kind und widerspricht damit einer in der Natur des ehelichen Aktes selbst fundierten sittlichen Norm.

Umgekehrt kann es sein, daß Eheleute in die Fruchtbarkeit ihrer Begegnung gerade aus Verantwortung für ein sonst zu erwartendes Kind eingreifen. Was aus solcher Verantwortung für ein mögliches Kind geschieht, kann man nicht als kindfeindliches Handeln und damit als unerlaubte Empfängnisverhütung bezeichnen. Unerlaubt wird die Verhinderung einer Empfängnis erst dann, wenn sie nicht mittelbar oder unmittelbar gerade in der Verantwortung für die Wei​tergabe des Lebens begründet ist.
Die so geforderte grundsätzliche Offenheit jeder ehelichen Begegnung für die Weitergabe des Lebens bedeutet aber durchaus nicht, daß positiv der »Wille zum Kind« notwendig sei. Denn die eheliche Begegnung ist primär Ausdruck ge​genseitiger Hingabe für immer. Wenn sie jedoch möglicherweise fruchtbar sein wird, hat man auch der Verantwortung für das Kind Rechnung zu tragen. Deshalb bezeichnet es auch der Papst in der Enzyklika in gleicher (!) Weise als »ver​antwortliche Elternschaft« (Nr. 10), verantwortliche Elternschaft« (Nr. 10), wenn Eheleute m Hinblick auf ihre gesundheitliche, wirtschaftliche, seelische Lage oder angesichts der allgemeinen gesellschaftlichen und demographischen Situation (also immer in Hinblick auf ihre Fähigkeit, sich einem Kind in ihm entsprechender Weise zu widmen und ihm den notwendigen Lebensraum zu garantieren) sich zur Weckung neuen Lebens entschließen oder umgekehrt begründet zu der Entscheidung gelangen, zeitweise oder dauernd auf Kinder zu verzichten. Der Slogan »Sich beugen und zeugen« tut der Enzyklika unrecht.

A

ußer der recht verstandenen Offenheit auf Weitergabe des Lebens gibt es eine zweite, unmittelbarere Norm für die eheliche Begegnung, die ja zuallererst Ausdruck der gegenseitigen Hingabe sein soll. Es ist entscheidend, daß sich die Eheleute so verhalten, wie es nach ihrer Erfahrung ihrer Liebe auf die Dauer mehr dient. Sie müssen alles vermeiden, was ihre Liebe mit der Zeit entwertet und flach werden läßt.

Wenn gerade die Verantwortung für die Weitergabe des Lebens im konkreten Fall den Verzicht auf eine Weitergabe des Lebens verlangt, kann jedoch nicht mit der Enzyklika gefordert werden, man müsse dann eben überhaupt auf die eheliche Begegnung, wenigstens in den fruchtbaren Tagen, verzichten. In manchen Fällen mag dies zwar tatsächlich der beste Weg sein. Es ist jedoch zu bedenken, daß nach der Enzyklika selbst die ehelichen Akte dazu bestimmt sind, »die Verbundenheit der Gatten zum Ausdruck zu bringen und zu bestärken« (Nr. 11). Es kann unverantwortlich sein, dieser Notwendigkeit nicht zu entsprechen. In der Pastoralkonstitution Gaudium et Spes wurde dies ausdrücklich gesagt: »Wo nämlich das intime eheliche Leben unterlassen wird, kann nicht selten die Treue als Ehegut in Gefahr geraten und das Kind als Ehegut in Mitleidenschaft gezogen werden; denn dann werden die Erziehung der Kinder und auch die tapfere Bereitschaft zu weiteren Kindern gefährdet«  (ebd. 51). Dafür kann man sich auch auf 1. Kor 7,5 berufen.

Nun erklärt aber der Papst, daß jede Handlung verwerflich ist, »die entweder in Voraussicht oder während des Vollzugs des ehelichen Aktes oder im Anschluß an ihn beim Ablauf seiner natürlichen Auswirkungen darauf abstellt, die Fortpflanzung zu verhindern, sei es als Ziel, sei es als Mittel zum Ziel« (Nr. 14). Paul VI. nimmt damit die von Pius XL in »Casti connubii« mit Nachdruck verkündete Lehre wieder auf, wonach »diejenigen gegen die Natur handeln und etwas Schlechtes und in sich Unsittliches tun, die bei der Ausübung des ehelichen Aktes diesen seiner natürlichen Kraft und Eignung zur Weckung neuen Lebens absichtlich (de industria) berauben«. Ihrem objektiven Sinn nach, der sich aus der Bedeutung der gebrauchten Begriffe ergibt und nicht notwendig mit dem Verständnis ihrer Verfasser identisch zu sein braucht, widersprechen diese Sätze unserer eben gegebenen Deutung der Enzyklika in keiner Weise. Denn der eheliche Akt wird seiner wahren Offenheit auf Weitergabe des Lebens nur dann beraubt, wenn er in einer Weise ausgeübt wird, die in Gegensatz zur Verantwortung für ein mögliches Kind steht.

Gegen diese Auffassung ist mit dem Einwand zu rechnen, daß Pius XI. und Paul VI. ihre Sätze tatsächlich anders verstanden wissen wollten: Jeder »absichtliche« Eingriff in die Fruchtbarkeit sollte ausgeschlossen werden. Doch würde in diesem Einwand der Begriff der »Absicht« in der Moral in einem nichtmoralischen Sinn und damit falsch interpretiert. Die »Absicht« in der Moral ist nicht dasselbe wie die »Absicht« in der Psychologie. Zum Beispiel hat ein Dieb nichts anderes im Sinn, als sich auf eine möglichst einfache Weise selbst zu bereichern. Das ist seine psychologische »Absicht«. Daß er dabei seinen Mitmenschen schädigt, verdrängt er aus seinem Bewußtsein. Gleichwohl ist gerade dies seine »Absicht« im moralischen Sinn. Umgekehrt: bei einer medizinisch gerechtfertigten Amputation ist die psychologische Aufmerksamkeit der Ärzte allein darauf gerichtet, das Körperglied kunstgerecht abzutrennen. Aber in moralischer Betrachtung ist dies weder »Ziel« noch »Mittel zum Ziel«. Ziel ist vielmehr die Heilung des Patienten, und das Mittel dazu ist die Entfernung eines Krankheitsherdes. Daß das zu entfernende Hindernis mit einem sonst nützlichen Körperglied identisch ist, bleibt deshalb außerhalb der moralischen »Absicht« (»praeter intentionem« nach Thomas v. Aquin), weil die Amputation durch einen »entsprechenden« Grund gerechtfertigt ist. Ohne einen solchen Grund würde es sich um eine in jedem Fall unerlaubte Verstümmelung handeln.

Ähnlich ist auch die gewollte Verhinderung einer Empfängnis erst dann Ziel oder Mittel zum Ziel im moralischen Sinn, also im moralischen Sinn beabsichtigt und damit »direkt« gewollt, wenn sie nicht unmittelbar oder mittelbar in der Verantwortung für ein mögliches Kind ihren einzig »entsprechenden« Grund hat. Es wäre widersinnig, die Verhinderung einer Empfängnis aus der Verantwortung für ein mögliches Kind als »direkte« und damit unerlaubte Empfängnisverhütung zu bezeichnen. Das ist sie ebensowenig — man verzeihe diesen Vergleich —, wie in der Wirtschaft der in Investitionen begründete Verzicht auf unmittelbaren Gewinn in Widerspruch zum Gewinnstreben steht.
U

nsere Interpretation wird dadurch bestätigt, daß sie den moraltheologischen Prinzipien, die der Papst zur Begründung seiner Auffassung anführt, besser gerecht wird als die Enzyklika. Die Verantwortung für ein mögliches Kind stellt, wie der Papst mehrfach fordert (Nr. 10), eine von aller Willkür unabhängige objektive Norm dar, die nicht manipuliert werden kann. Wer die​ser ihm auferlegten Verantwortung in seinem Handeln entspricht, verhält sich durchaus nicht, »als wäre er Herr über die Quellen des Lebens, sondern er stellt sich vielmehr in den Dienst des auf den Schöpfer zurückgehenden Planes« (Nr. 13). Denn gerade der Dienst an der Weitergabe des Lebens kann gegebenenfalls einen künstlichen Eingriff in die Fruchtbarkeit erforderlich machen. Es handelt sich dabei nicht um die Zulassung eines sittlichen Übels um eines höheren Gutes willen (Nr. 14), da ein sittliches Übel erst dann zustande kommt, wenn man gegen die Verantwortung für ein mögliches Kind handelt. Erst dadurch widerspricht man auch im moralischen Sinn der Zeugungsfinalität der ehelichen Begegnung. Unsere Interpretation verfällt ferner nicht dem Vorwurf einer unzulässigen Anwendung des Totalitätsprinzips (Nr. 14). Wenn nämlich ein Eingriff in die Fruchtbarkeit tatsächlich in der Verantwortung für die Weitergabe des Lebens begründet ist, wird die Fruchtbarkeit nicht irgendwelchen anderen Werten im Rahmen eines weiteren Ganzen, etwa der Harmonie der Familie, geopfert, sondern nur in den Zusammenhang ihrer eigenen Finalität gestellt.
Es ist auch nicht zu befürchten, daß damit der sexuellen Ungebundenheit Tür und Tor geöffnet werden (Nr. 17). Außerehelicher Verkehr ist bereits deshalb lieblos und verantwortungslos, weil er nicht Ausdruck einer Hingabe für immer ist und deshalb keine letzte Geborgenheit schenkt. Ohne Zweifel ist es jedoch besser, es in einem solchen Fall nicht auch noch zur Empfängnis eines Kindes kommen zu lassen. Der Gebrauch empfängnisverhütender Mittel bei außerehelichem Verkehr ist weniger schuldhaft als ihr Nichtgebrauch, ändert jedoch nichts an der Unerlaubtheit des außerehelichen Verkehrs selbst.
Unsere Interpretation entspricht — last, not least — dem Erfordernis der Kontinuität zur bisherigen kirchlichen Lehre in ihrem wirklichen Sinn, da »direkte« Empfängnisverhütung unerlaubt bleibt. Eine solche liegt jedoch nur dann vor — wie schon früher hätte erkannt werden müssen —, wenn die Verhinderung einer Empfängnis nicht letzten Endes in der Verantwortung für ein mögliches Kind selbst begründet ist.

Für solche Kontinuität ist der Streit um die Religionsfreiheit ein aufschlußreicher Präzedenzfall. Man hat lange gebraucht, um zwischen Religionsfreiheit als bloßer Beliebigkeit und Religionsfreiheit als dem Recht, nicht durch Zwang beeinflußt zu werden, zu unterscheiden. Erst in dieser Unterscheidung kommt auch der Wahrheitskern der früheren Ablehnung der Religionsfreiheit heraus, und insofern besteht Kontinuität zur vergangenen Lehre.

Ähnlich wurde der Streit um die Enzyklika dadurch verursacht, daß man allgemein den genauen Sinn des Begriffs »direkt« in der Moral nicht bedacht hat. Dieses Versäumnis geht zu Lasten einer unwissenschaftlichen Moraltheologie, die ihre eigenen Grundbegriffe nicht reflektiert hat.
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